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Deutschland befindet sich etwa eine 
Woche vor der Bundestagswahl am 
26. September 2021 weiterhin mit-
ten in der Pandemie. 

Die vierte Corona-Welle wird ver-
mutlich ähnliche Konsequenzen nach 
sich ziehen wie weltweit und in den 
europäischen Nachbarländern zu be-
obachten ist. In den Betrieben haben 
sich das mobile Arbeiten und Tätig-
keiten im Homeoffice fest etabliert 
und sorgen für neu gewonnene Flexi-
bilität der Beschäftigten. 

Die Brisanz der Bundestagswahl ist 
in der andauernden Krise besonders 
hoch. Den etablierten Parteien ist es 
ein Anliegen, den Bürgerinnen und 

Bürgern und somit den Beschäftigten 
Perspektiven für die Arbeitswelt von 
morgen aufzuzeigen. 

Die Parteien CDU/CSU, SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (GRÜ-
NE) und deren Kanzlerkandidatinnen 
und Kandidaten haben Ansprüche auf 
die Gestaltung der Zukunft Deutsch-
lands bekundet. Im Weiteren werfen 
wir einen Blick auf die Wahlprogram-
me dieser Parteien. Schwerpunktthe-
men sind die kollektive Mitbestim-
mung, betriebliche Arbeitszeit und 
mobiles Arbeiten. Punktuell analy-
sieren wir, welche Auswirkungen die 
Wahlentscheidungen auf die Arbeits-
welt, die Betriebe und die Beschäftig-
ten haben können.

Kollektive Mitbestimmung

Auf die Förderung der kollektiven 
Mitbestimmung scheinen die Parteien 
ein besonderes Augenmerk zu legen.  
Beginnend mit der Geltung von Ta-
rifverträgen. Hier zeichnet alle im 
Vergleich stehenden Parteien die För-
derung der Tarifparteien aus. Auch 
gleichen sich die Zielsetzungen zur 
Erklärung der Allgemeinverbind-
lichkeit und damit Erweiterung des 
Geltungsbereichs auf nicht gewerk-
schaftlich vertretene Beschäftigte in 
der betroffenen Branche ab 2022. 
Langfristiges Ziel ist die Erhöhung 
der Tarifbindung von Betrieben, 
die sich in den vergangenen Jah-
ren negativ entwickelt hat. Die 
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seit mehreren Jahren rückläufige  
Tarifbindung spiegelt die Erosion der 
Mitbestimmung wider. Das Institut 
für Arbeitsmarkt-Berufsforschung 
(IAB) beschreibt in einer Stellung-
nahme in der Beratung der Bundesre-
gierung die Entwicklung der Tarifbin-
dung (3/2021). Nach Datenlage des 
IAB-Betriebspanels lässt sich die Ta-
riflandschaft in Deutschland erfassen. 
Demnach waren in „etwa 72 Prozent 
der westdeutschen und 82 Prozent 
der ostdeutschen Betriebe“ (Kohaut 
2021, S. 7) nicht tarifgebunden. Ein 
weiterer Kerninhalt der Stellungnah-
me ist die Angabe der tarifgebunde-
nen Beschäftigten. In 2020 arbeiteten 
45 Prozent der Beschäftigten in west-
deutschen und 32 Prozent in ostdeut-
schen Betrieben mit Tarifbindung 
(vgl. Kohaut 2021, S. 7). Die SPD und 
die GRÜNEN setzen auf die Entwick-
lung eines Bundestariftreuegesetzes, 
das die ausschließliche Vergabe öf-
fentlicher Aufträge an tarifgebunde-
ne Betriebe beinhalten soll (vgl. SPD 
Zukunftsprogramm 2021, S. 27). Im 
Regierungsprogramm von CDU/CSU 
finden sich keine vergleichbaren Plä-
ne (vgl. Regierungsprogramm CDU/
CSU 2021, S. 38). Eine stärkere Ta-
rifbindung der Betriebe in Deutsch-
land kann durch die angekündigten 
Maßnahmen möglicherweise erzielt 
werden. Ob diese ausreicht, um die 
Arbeitsbedingungen der Beschäftig-
ten flächendeckend zu verbessern, sei 
dahingestellt.

Die Mitbestimmung auf Betriebse-
bene wollen alle drei Parteien stär-
ken. CDU/CSU verweisen dabei auf 
das Betriebsrätemodernisierungs-
gesetz und die Einführung von On-
line-Betriebsratswahlen. Sie möchten 
„in einer digitalen Arbeitswelt unsere 
Mitbestimmungskultur erhalten und 
Mitbestimmungsrechte sichern“ (Re-
gierungsprogramm CDU/CSU, S. 38). 
Auch die SPD bezieht sich auf das 
Betriebsrätemodernisierungsgesetz 
und die betriebliche Mitbestimmung 
„bei der Beschäftigtensicherung und 
Betriebsänderungen, beim Einsatz von 
Leiharbeit und Werkverträgen, beim 
Einsatz neuer Technologien und Ar-
beitsweisen wie die der Künstlichen 
Intelligenz (KI), bei der Personalbe-
messung, damit Überlastungen besei-
tigt werden und bei der betrieblichen 
Weiterbildung als eine zentrale Vor-
aussetzung für gelungenen Wandel“ 
(SPD Zukunftsprogramm 2021, S. 29).  

Neben der betrieblichen Mitbestim-
mung geht die SPD auch auf die Un-
ternehmensmitbestimmung ein. Die 
SPD möchte den „Geltungsbereich der 
Mitbestimmung durch die Absenkung 
der Schwellenwerte der Unternehmens-
größen erweitern. Entscheidungen zur 
Verlagerung oder Schließungen von 
Betriebsstandorten sollen nicht über 
die Köpfe der Beschäftigten hinweg 
getroffen werden“ (SPD Zukunftspro-
gramm 2021, S. 28). Die paritätische 
Besetzung von Aufsichtsräten sieht 
die SPD als Schlüssel für erfolgreiche 
Partizipation in Unternehmen.

Die GRÜNEN haben das Betriebs-
rätemodernisierungsgesetz als Op-
positionspartei nicht entwickelt. 
Sie benennen facettenreiche Pläne 
zur Förderung von Mitbestimmung 
und der Partizipation von Beschäf-
tigten. Zudem fokussieren sie ihre 
Pläne auf die „Personalentwicklung, 
Weiterbildung, Standortverlagerun-
gen ins Ausland, die Stärkung von 
Frauen, die Förderung von Vielfalt 
oder die Verbesserung der Klima-
bilanz im Unternehmen geht. Die 
stärkere finanzielle Beteiligung von 
Mitarbeiter*innen an den Unterneh-
men, zusätzlich zu Lohn und Gehalt, 
kann mehr Mitgestaltung bewirken“ 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Bun-
destagswahlprogramm 2021, S. 105). 
Für die betriebliche Mitbestimmung 
und Unternehmensmitbestimmung 
haben diese Absichtserklärungen 
aller Parteien das Potential, wichtige 
Stützpfeiler zu werden. Schließlich 
ist die Förderung durch die zukünf-
tige Bundesregierung relevant für 
die Partizipation in Betrieben und 
Unternehmen. Sie kann vielfältige 
Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt 
und die Perspektiven für Beschäfti-
gung in Deutschland haben. 

Betriebliche Arbeitszeit

Die drei Parteien CDU/CSU, SPD 
und GRÜNE stellen sich Veränderun-
gen bei der betrieblichen Arbeitszeit 
vor, die auf Flexibilisierung und Do-
kumentation abzielen.

Im Regierungsprogramm von CDU/
CSU sind zum Thema Arbeitszeit die 
folgenden Punkte aufgeführt. Die 
Parteien wollen „das Arbeitszeitgesetz 
reformieren und die Spielräume des 
EU-Rechts nutzen. Anstelle der tägli-
chen soll eine wöchentliche Höchst-
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Erschütterung des Beweiswerts einer 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung
Kündigt ein Arbeitnehmer sein Arbeitsver-
hältnis und wird er am Tag der Kündigung 
arbeitsunfähig krankgeschrieben, kann 
dies den Beweiswert der Arbeitsunfä-
higkeitsbescheinigung insbesondere 
dann erschüttern, wenn die bescheinigte 
Arbeitsunfähigkeit passgenau die Dauer der 
Kündigungsfrist umfasst.

BAG, Urteil vom 8. September 2021 –   
Az. 5 AZR 149/21 

 
Zuständigkeit des Betriebsrats -  
Betriebszugehörigkeit  
Die Unterstellung eines in einem Betrieb 
tätigen Arbeitnehmers unter das fachliche 
Weisungsrecht eines in einem anderen 
Betrieb ansässigen Vorgesetzten führt 
nicht zur Eingliederung des Arbeitnehmers 
in den Beschäftigungsbetrieb des Vorge-
setzten.

BAG, Urteil vom 26. Mai 2021 –  
Az. 7 ABR 17/20

Landesarbeitsgerichte
Betriebliche Altersversorgung -  
Auslegung einer Versorgungsordnung
Die halbjährliche Erstattung von Arbeit-
nehmerbeiträgen zur Sozialversicherung ist 
selbst dann nicht Bestandteil des nach der 
Versorgungsordnung für die Betriebsrente 
zugrunde zu legenden letzten Monatsge-
halts, wenn ursprünglich ein monatlicher 
Erstattungsanspruch bestanden hat. 

LAG Düsseldorf, Urteil vom 25. Juni 2021 – 
Az. 6 Sa 843/20

Mitbestimmung bei Corona-Prämie
1. Entscheidet sich die Konzernoberge-
sellschaft, allen Mitarbeitern weltweit eine 
einheitliche Corona-Prämie zukommen 
zu lassen, ist für die Festlegung der Ver-
teilungsmaßstäbe nach § 87 Abs. 1 Nr. 10 
BetrVG grundsätzlich der Konzernbetriebsrat 
zuständig.

2. Existiert kein Konzernbetriebsrat, weil im 
Geltungsbereich des BetrVG nur ein einziger 
Betrieb einer Konzerntochter vorhanden ist, 
ist die Verlagerung des Mitbestimmungs-
rechts auf den Betriebsrat dieser Tochter 
zumindest nicht offensichtlich aus Rechts-
gründen ausgeschlossen. 

LAG Nürnberg, Urteil vom 21. Juni 2021 – 
Az. 1 TaBV 11/21»



arbeitszeit treten. Die Gesundheit und 
Sicherheit der Beschäftigten müssen 
dabei im Sinne des Arbeitnehmerschut-
zes gewährleistet bleiben. Dabei wer-
den wir Missbrauch und Entgrenzung 
verhindern“ (Regierungsprogramm 
CDU/CSU 2021, S. 39).

Die SPD plant einen Rechtsan-
spruch zum Ansparen von Arbeits-
stunden auf Langzeitkonten. Damit 
können Arbeitszeiten lebensphasen-
orientiert angepasst und verwendet 
werden. Auch geleistete Überstunden 
„verwandeln sich in ein Zeitguthaben, 
das per Tarifvertrag oder durch den 
Staat nach dem Prinzip eines Chan-
cenkontos aufgestockt werden kann“ 
(SPD Zukunftsprogramm 2021, S. 
32). Auch einen erweiterten Zugang 
zur Brückenteilzeit kündigt die SPD 
in ihrem Zukunftsprogramm an. 
Die GRÜNEN planen eine Flexi-
bilisierung von Arbeitszeit und die 
Dokumentation von Arbeitszeiten. 
Sie fordern „eine bessere Kontrol-
le existierender Regelungen ein, um 
Beschäftigte, deren tatsächliche Ar-
beitszeit regelmäßig über 40 Stun-
den liegt, zu stärken“ (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN, Bundestagswahlpro-
gramm 2021, S. 106 - 107). Sämtliche 
Pläne zur Veränderung der betriebli-

chen Arbeitszeit eint die Förderun-
gen von Beschäftigteninteressen und 
deren Schutz. Die Regelungen gehen 
über das geltende EU-Recht und die 
bisherige betriebliche Praxis kaum 
hinaus. Einzige Ausnahme sind die 
von der SPD formulierten Rechtsan-
sprüche zur Verwendung von Lang-
zeitkonten.

Mobiles Arbeiten

In die betriebliche Praxis hat seit 
Beginn der Corona-Pandemie im 
Frühjahr 2020 das Thema mobiles 
Arbeiten Einzug gehalten. Es wun-
dert nicht, dass sich die Parteien ein-
heitlich für die Ausweitung von mo-
biler Arbeit und Homeoffice sowie 
die Förderung der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf einsetzen. Stehen 
die Ziele der Parteien im Interesse 
der Beschäftigten und Arbeitgeber? 
Nach aktueller Studienlage ist davon 
auszugehen, dass ein Großteil der Be-
schäftigten die neu gewonnene Flexi-
bilität nutzen und das Homeoffice in 
den Arbeitsalltag zumindest anteilig 
integrieren möchte. Aus einer ak-
tuellen Studie des Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftlichen Instituts 
(WSI) der Hans-Böckler-Stiftung mit 
dem Titel: „Homeoffice. Was wir aus 

der Zeit der Pandemie für die zu-
künftige Gestaltung von Homeoffice 
lernen können“ von April 2021 gehen 
wichtige Befunde hervor. Die Studie 
basiert auf einer Erwerbspersonen-
befragung in vier Wellen (in 2021: 
6.235 Erwerbstätige). Zur Nutzung 
von Homeoffice ist bekannt, dass 
die Zufriedenheit der Beschäftigten 
im Homeoffice hoch ist, wenn es im 
Betrieb Reglungen hierzu gibt. Das 
WSI-Forscherinnenteam hat heraus-
gefunden, dass 77 Prozent der zufrie-
denen Beschäftigten die Existenz von 
betrieblichen Regelungen bestätigen 
(vgl. Abb. 1). Diesem Befund stehen  
24 Prozent unzufriedener Beschäftig-
ter trotz betrieblicher Regelungen ge-
genüber (vgl. Ahlers et al. 2021, WSI 
Report Nr. 65, S. 15). In Konsequenz 
können Betriebsräte durch das Initiie-
ren von Regelungen zu Arbeitsschutz, 
Ausstattung und Organisation zur 
Zufriedenheit der Beschäftigten im 
Homeoffice beitragen. Das Bundesfa-
milienministerium hat die Entwick-
lungen zur Verstetigung von Homeof-
fice in der Pandemie von der Prognos 
AG erforschen lassen. Im Juni/Juli 
2020 und März/April 2021 wurden 
jeweils ca. 700 Geschäftsführungen 
und Personalverantwortliche be-
fragt. Die aktuelle Prognos-Studie  

Abb. 1: Arbeiten im Homeoffice

QUELLE: AHLERS ET AL. 2021: HOMEOFFICE. WAS WIR AUS DER ZEIT DER PANDEMIE FÜR DIE ZUKÜNFTIGE GESTALTUNG VON HOMEOFFICE LERNEN KÖNNEN, S. 15,  
ZUGRIFF UNTER: WWW.BOECKLER.DE/PDF/P_WSI_REPORT_65_2021.PDF
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„Aus der Corona-Krise lernen: Er- 
fahrungen und neue Impulse für  
die betriebliche Vereinbarkeits-
politik“ aus Juli 2021 zeigt, dass 65 
Prozent der Unternehmen ihren Be-
schäftigten die Tätigkeiten im Home-
office weiterhin anbieten möchten 
(vgl. Erfolgsfaktor Familie 2021). 
Zukünftig wird Arbeit vermehrt 
auch an anderen Orten wie zu Hause, 
von unterwegs oder in Co-Working 
Spaces durchgeführt. Darauf stellen 
sich alle drei Parteien ein.

Mobiles Arbeiten möchten CDU/
CSU fördern und „setzen auf sozi-
alpartnerschaftliche Regelungen der 
Tarifvertrags- und Betriebsparteien, 
die mobiles Arbeiten ermöglichen 
und den Arbeitsschutz gewährleis-
ten“ (Regierungsprogramm CDU/
CSU, S. 76). 

Einen Rechtsanspruch auf mobi-
les Arbeiten oder Homeoffice im 
Umfang von 24 Tagen pro Jahr bei 
wöchentlich fünf Arbeitstagen for-
muliert die SPD und sieht auch ein 
Mitbestimmungsrecht der Betriebs-
räte hierzu vor.

„Um betriebliche Regelungen zur 
mobilen Arbeit zu fördern, schaf-
fen wir ein Mitbestimmungsrecht zur 
Einführung und bei der Ausgestal-
tung mobiler Arbeit. Der Grundsatz 
der Freiwilligkeit der mobilen Arbeit 

für Arbeitnehmer*innen ist für uns 
Voraussetzung“ (SPD Zukunftspro-
gramm 2021, S. 29). Die GRÜNEN 
teilen die Vorstellungen der SPD, 
dass mobiles Arbeiten und Home-
office unter Einhaltung von Arbeits-
schutzstandards erfolgen sollte. „Die 
Möglichkeit zur Selbstbestimmung im 
Arbeitsleben wollen wir daher erhalten 
und stärken, indem wir ein Recht auf 
mobiles Arbeiten einführen – mit Blick 
auf betriebliche Möglichkeiten, aber 
auch mit strikten Schutzkriterien und 
starkem Einfluss der Interessenver-
tretungen versehen“ (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN, Bundestagswahlpro-
gramm 2021, S. 106).

Fazit

Wie aus dem Vergleich der Pro-
gramme von CDU/CSU, SPD und 
GRÜNE zur Bundestagswahl 2021 
hervorgeht, werden die zentralen 
Themen von morgen die Flexibili-
sierung von Arbeit gemäß der ta-
rifvertraglichen und betrieblichen 
Regelungen sein. Besonders fällt auf, 
dass sich alle Parteien die Wahrung 
der Arbeitnehmerinteressen und die 
Erhöhung von Schutzstandards auf 
die Agenda schreiben. Für Betriebs-
räte beinhalten die Vorschläge der 
Parteien eine Chance, die Position 
der Beschäftigten und die eigene zu 
stärken. Worin bestehen deutliche 
Unterschiede in den Wahlprogram-

men der drei Parteien? Hinsichtlich 
der Arbeitswelt fokussieren sich die 
Parteien zum Teil auf Nischenthe-
men. Im digitalen Zeitalter sind 
die Nischenthemen Plattformöko-
nomie und Crowd-Working auch 
Trendthemen. CDU/CSU erwäh-
nen diese Themen im Regierungs-
programm nicht im Schutzkontext. 
Hingegen haben SPD und GRÜNE 
bei diesen Themen Regelungslü-
cken im Arbeitsrecht ausgemacht 
und fordern einen höheren Ar-
beitsschutz für Selbständige in der 
Online-Welt. Ein Thema, das in der 
aktuellen Wahl-Berichterstattung zu 
Einkommen und sozialer Gerechtig-
keit auftaucht, ist die Anpassung des 
Mindestlohns. Die CDU/CSU macht 
keine Angaben zu einer Erhöhung 
des Mindestlohns und geht auf das 
Thema im Regierungsprogramm 
2021 nicht näher ein. Der Mindest-
lohn soll nach Vorstellung der SPD 
um mindestens 12 Euro und nach 
den Zielen der GRÜNEN um 12 Euro 
angehoben werden. 

Am 26. September erhalten wir 
Klarheit, wie sich die Arbeitswelt in 
den kommenden vier Jahren verän-
dern wird.

Autor: Dr. Marcel Halgmann 
Hamburg
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BLC Interview 
Personalveränderungen in  
der disruptiven Arbeitswelt
Im BLC Interview sprach Dr. Marcel 
Halgmann am 26. August 2021 mit Sven 
Burat und Tom Sticher-Wentzel von  
v. Rundstedt über Personalveränderun-
gen in der disruptiven Arbeitswelt. 

Dr. Halgmann: Guten Tag Herr Burat, 
guten Tag Herr Sticher-Wentzel. Ich 
bitte Sie zunächst um eine kurze Vor-
stellung Ihrer Person und Ihrer Tätig-
keit bei v. Rundstedt.

Persönliches

Burat: Mein Name ist Sven Burat, ich 
sitze in Leipzig und arbeite seit Beginn 
des Jahres 2021 bei von Rundstedt als 
Berater für Transformation mit Arbeit-
nehmerfokus. Zu meinem Hintergrund: 
Ich war 38 Jahre bei Siemens bzw. Nokia 
tätig. Davon 30 Jahre als Betriebsrat und  
habe dort im Zusammenhang mit  
Betriebs- und Organisationsverände-
rungen, Qualifizierung, Altersbrücken, 
das ganz Spektrum Personalumbau und 
-abbau begleitet. Gleichzeitig bin ich 
Referent für die Weiterbildung von Be-
triebsräten bei Arbeit und Leben e.V. in 
Sachsen, bin ehrenamtlicher Richter am 
Arbeitsgericht Leipzig und 39 Jahre Mit-
glied in der Gewerkschaft Metall. Meine 
Aufgabe bei von Rundstedt ist es, meine 
Erfahrungen, als Betriebsrat im Zusam-
menhang mit Transformation weiterzu-
geben und Betriebsräte bei ihrer Arbeit 
in diesem Kontext zu unterstützen.

Dr. Halgmann: Vielen Dank für die 
Vorstellung, auf die Punkte gehen wir 
gleich näher ein. Ganz spannend, was 
sie angesprochen haben.

Sticher-Wentzel: Tom Sticher-Wentzel, 
48 Jahre alt, seit 8 Jahren für von Runds-
tedt in Hamburg tätig. In meiner Rolle 
bin ich der erste Kontaktpunkt für Un-
ternehmen und Betriebsräte, wenn es 
darum geht, Ideen und Konzepte für 
die Personalum- und abbaumaßnah-
men zu entwickeln. Dabei nutze ich 
meine Rolle, die ganze von Rundstedt 
Organisation und auch Kollegen, wie 
Sven Burat, wenn es darum geht Ex-
pertenwissen zu den unterschiedlichs-
ten Fragestellungen im Bereich Bera-
tung oder auch Konzeptionierung von 
bestimmten Maßnahmen einzuholen 
und letztendlich auch interne Teams 
zu staffen. Das ist wichtig, um auf die 
unterschiedlichen Fragestellungen un-
serer Kunden einzugehen. Geht es um 
geförderte Transfermaßnahmen, ist es 
etwas anderes, als wenn wir über Quali-
fizierung, über Lernkonzepte sprechen 
oder Kompetenzmanagement oder 
auch Coaching und Training von Be-
triebsräten in Vorbereitung auf Ver-
handlungen oder Mitarbeitergespräche.

Disruption der Arbeitswelt

Dr. Halgmann: Da kommen Sie im-
mer wieder in Kontakt mit der Disrup-
tion der Arbeitswelt. Was verstehen 
Sie unter Disruption der Arbeitswelt? 

Sticher-Wentzel: Wir müssen uns zu-
nächst vergegenwärtigen, dass wir kei-
nen typischen Change erleben, sondern 
unterschiedliche Formen und Ge-
schwindigkeiten von Veränderungen.  
Disruption bedeutet tiefgreifende Ver-
änderungen der gewohnten Umwelt 

und Bedingungen und, dass etablierte 
Geschäftsmodelle, Dienstleistungen 
und Technologien infrage gestellt und 
verdrängt werden. In einem Maße, in 
dem wir das bisher nicht erlebt haben. 
Digitalisierung und Geschäftsmodelle 
werden sich in den nächsten 20 Jahren 
nach unserer Auffassung signifikant 
verändern. Das Institut für Arbeits-
markt- und Berufsforschung in Nürn-
berg hat für den deutschen Arbeits-
markt errechnet, dass bis 2025 rund 
1,5 Mio. Arbeitsplätze der Digitalisie-
rung zum Opfer fallen und zugleich 
1,5 Mio. neue Jobs entstehen. Aller-
dings nicht an gleicher Stelle.  Da stellt 
sich die Frage, inwieweit die Mitarbei-
tenden auch in Hinsicht auf die Verän-
derungsbereitschaft, Flexibilität, Ad-
aptionsfähigkeit Entwicklungsbedarfe 
haben, um diesen Anforderungen ge-
recht zu werden. Das zeigt aber auch, 
was auf die Unternehmen zukommt. 
Eben diesen Shift, der zwischen den 
Arbeitsplätzen und Funktionen ent-
steht, letztlich auch abzufedern. Wo 
bestehen Entwicklungsmöglichkeiten 
bei den Kolleginnen und Kollegen? 
Wie kann man dort Potentiale akti-
vieren. Wo deckt man Bedarfe vom 
externen Arbeitsmarkt, vor dem Hin-
tergrund, dass es in Anbetracht von 
Demografie und anderen Einflussfak-
toren in vielen Bereichen heute bereits 
schwierig ist. 

Dr. Halgmann: Da gehen wir im Laufe 
des Interviews drauf ein. Da würde 
mich die Perspektive von Herrn Burat  
interessieren. Was meinen Sie,  macht 
die Disruption der Arbeitswelt aus? »
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Burat: Ich würde das an einem Beispiel 
aus dem Bereich Telekommunikation, 
in dem ich gearbeitet habe, konkret ma-
chen. In der Vergangenheit war es so: 
Es wurden Produkte weiterentwickelt, 
verbessert und die Kollegen konnten 
mit dem Produkt wachsen. Dann gab es 
durch den Wechsel von der Festnetztele-
fonie hin zum Schwerpunkt Mobilfunk 
einen sehr großen technologischen Um-
bruch. Dort haben wir und der Arbeitge-
ber erlebt, dass wir einen Teil der Beleg-
schaft in den neuen Bereich überführen 
mussten bzw. dort weiterbildet. Ein an-
derer Teil der Kollegen musste weiter 
im alten Bereich Festnetz verbleiben, 
denn Verträge mit Kunden liefen noch 
über längere Zeit weiter. Als die Verträ-
ge nach mehreren Jahren ausgelaufen 
waren, stellte sich die Frage, was mache 
ich mit diesen Kolleginnen und Kolle-
gen? Wie überführe ich sie schnell in die 
neue Technologie. Bei dem schnellen 
Technologiefortschritt ist es eine riesige 
Herausforderung für den Arbeitgeber 
und die Betriebsräte die Kollegen aus der 
veralteten Technologie in die neue Zu-
kunftstechnik zu bekommen. Da geht es 
um Qualifizierung oder wir reden über 
eine Art Altersteilzeit oder Altersüber-
gang für die Kollegen. Dass Kolleginnen 
und Kollegen mit der Technologie über 
die Jahre in Rente gehen, ist heute nicht 
mehr üblich. Heute erleben wir einen 
sehr schnellen Innovationszyklus und 
zusätzlich die Zerstörung einer Techno-
logie und den Aufbau einer neuen Tech-
nologie. So etwas passiert gerade auch 
in der Automobilindustrie beim Thema 
Vergaser und Elektroantrieb.

Dr. Halgmann: Das ist ein Change der 
Technologie, den sie ansprechen. Zur-
zeit befinden wir uns in der Corona-
Pandemie. Wird die Disruption stär-
ker durch die Corona-Pandemie und 
wenn ja an welcher Stelle?

Sticher-Wentzel: Die Corona-Pande-
mie hat keine neuen Entwicklungen 
hervorgerufen. Sie hat Entwicklungen 
beschleunigt und Unternehmen wie 
Mitarbeiter vor unterschiedlicher Her-
ausforderungen gestellt. Im März 2020 
mussten die Organisationen in kürzester 
Zeit ohne gedankliche Vorlaufzeit bei 
höchstem Anpassungsdruck die Form 
der Zusammenarbeit neu denken. Nicht 
mehr an Ort und Zeit gebunden zu sein. 
Kommunikation und Information, Her-
stellung und Bewahrung von Marktnähe, 
wie bleibe ich mit meinen Kundinnen 
und Kunden in Kontakt. Das hat die Un-

ternehmen schon sehr beschäftigt und 
hat auch Schleifspuren bei den Mitar-
beitenden hinterlassen. Diese zeigen sich 
in psychische Belastungen und stehen 
in Verbindung mit Homeoffice, Home-
schooling, Ausstattung der Arbeitsplätze, 
mit fehlenden Sozialkontakten zu Kol-
leginnen und Kollegen. Das war schon 
enorm und hat einiges in Richtung Tech-
nologietransfer bewirkt. Und die Frage 
ausgelöst: Wie werden wir nach der Pan-
demie zusammenarbeiten? Aus unserer 
Sicht wird es weder ein komplettes Zu-
rück zu alten Arbeitsformen geben noch 
eine komplette Disruption der Arbeits-
welt. Aber die Arbeitswelt wird sich wei-
ter flexibilisieren und damit auch andere 
Anforderungen an die Menschen stellen. 

Burat: Vor der Corona-Pandemie kam 
immer wieder die Frage auf, ist es mög-
lich, dass Kolleginnen und Kollegen vir-
tuell Arbeitsleistung erbringen können, 
im Homeoffice an dezentralen Orten. 
Der Arbeitgeber war sich nie wirklich 
sicher, ob das funktioniert. Es hat sich 
inzwischen geklärt, dass das möglich 
ist. Somit ergibt sich die Frage: Muss 
der Mitarbeiter an dem Unternehmens-
standort sitzen und wohnen oder kann 
der Mitarbeiter an einem Ort auf der 
ganzen Welt sitzen? Das hat Auswirkun-
gen auf die Betriebsstruktur und die Be-
triebsratsstruktur. Dies ermöglicht eine 
hohe Einsparung an Reisekosten, die 
Standorte könnten kleiner sein. Wenn 
man das weiter weiterdenkt, sind so auch 
Lohneinsparungen möglich. Nämlich 
wenn man Menschen dort rekrutiert, wo 
die Löhne geringer sind als z.B. in Groß-
städten wie München oder Düsseldorf. 
Das merken wir schon in den östlichen 
Bundesländern, gerade in Sachsen, dass 
viele Stellenanzeigen aus Bayern in den 
Medien sind. Dort wird den Beschäftig-
ten 100 Prozent Homeoffice zugesichert, 
wenn sie sich in München anstellen las-
sen. Besonders in großen IT-Unterneh-
men oder der Telekommunikation. Das 
ist ein Wandel, der schon stattfindet. 

Erfahren Sie mehr über die Be- 
gleitung von Personalveränderun-
gen und Transfermaßnahmen im 
ungekürzten BLC Interview auf  
www.betriebsrat-consulting.de

Betriebsräte in Personal- 
veränderungen

Dr. Halgmann: Herr Burat, Sie haben 
eingangs erwähnt, dass Sie über meh-
rere Jahre Personalveränderungen in  

der Rolle des Betriebsrats begleitet  
haben. Welche Erfahrungen möchten 
Sie Betriebsrätinnen und Betriebsrä-
ten bei Personalveränderungen mit 
auf den Weg geben?

Burat: Die erste Empfehlung ist, dass 
sich Betriebsräte selbst bei der Umor-
ganisation begleiten lassen. Auch bei 
der Frage, wie es den Kolleginnen und 
Kollegen in der Veränderung geht. Sie 
müssen ja auch eine Resilienz haben, 
ein Rollenverständnis haben und mit 
Rollenkonflikten umgehen. Ich habe 
sehr viele Gespräche zu Betriebsschlie-
ßungen geführt, die Beschäftigten noch 
Jahre lang in den Betrieben beschäftigt 
waren. Da geht es sehr viel um soziale 
Themen und das muss ein Betriebsrat 
aushalten. Die Betriebsräte müssen ei-
nen gewissen Selbstschutz betreiben und 
dort sind wir mit Coaching bereit, das zu 
tun. Das Zweite ist, der Betriebsrat muss 
versuchen, bestmöglich ein realistisches 
Gesamtbild von dem Unternehmen zu 
bekommen. Wie sieht der Mitwettbe-
werb aus, wie sieht der Markt aus, um 
genau daraus konkrete Vorschläge zur 
Beschäftigung und Standortsicherung 
zu erarbeiten. Aus meiner Erfahrung. 
Wir haben sehr lange über Beschäfti-
gung und Standortsicherung versucht, 
die Standorte weiterzubeschäftigen, ha-
ben dort eng mit dem Arbeitgeber zu-
sammengearbeitet, dass wir Standorte 
länger halten konnten. Wir benötigen 
eine Allianz mit dem Arbeitgeber zum 
Thema Transformation, Stichwort Ge-
nerationsvertrag, Generationsbrücke, 
um die Transformation und die neuen 
Entwicklungen am Markt zu begleiten. 
Das Dritte ist, Betriebsräte brauchen 
nicht nur einen rechtlichen und wirt-
schaftlichen Sachverstand, sondern sie 
müssen sich auch mit den strategischen 
Personalentwicklungen und -planungen 
auseinandersetzen. Daraus kann dann 
ein Qualifizierungsplan resultieren. Da-
mit schließt sich der Kreis. Es ist wichtig, 
dass der Betriebsrat auf Qualifizierung 
großen Wert legt. Da würden wir die Be-
triebsräte gern unterstützen.

Dr. Halgmann: Herr Sticher-Wentzel, 
wie sind Personalveränderungen am 
besten zu meistern?

Sticher-Wentzel: In jedem Fall im en-
gen Schulterschluss. Wir sehen uns als 
Brückenbauer und Moderator oder 
Mediator. Da gibt es oft dieses Gegen-
einander und auch eine übertriebene 
Sicherheitsdenke. Wir sagen, öffnet  »



Euch für die Veränderungen, die passie-
ren und versucht im Schulterschluss mit 
der Geschäftsführung und mit HR als 
Treiber der Veränderung das gemein-
sam umzusetzen. Es sind Härten, die 
auf Mitarbeiter zukommen, die Mitar-
beiter müssen auch Verantwortung für 
ihre Karriere, für ihre Qualifizierung 
übernehmen. Das ist auch Aufgabe der 
Betriebsräte, wie wir sehen. Belegschaf-
ten darauf vorzubereiten und nicht nur 
einseitig über die Unternehmen zu spre-
chen. Wobei es schon die Unternehmen 
sind, die im eigenen Interesse Angebote 
machen sollten. Ich empfehle den Be-

triebsräten, sich mit dem Thema zu be-
fassen, die Härten der Veränderungen, 
die auf Belegschaften zukommen, anzu-
nehmen und positiv zu begleiten. Sich 
konzeptionell einzubringen und nicht 
zu warten, was passiert, sondern selbst 
auch Vorschläge und Ideen einzubrin-
gen. Das habe ich in einigen Unterneh-
men als sehr funktional wahrgenom-
men, in anderen Unternehmen habe 
ich die Betriebsräte in einer zu passiven 
Rolle gesehen. Der Betriebsrat sollte im 
Sinne der Verantwortung für die Mit-
arbeiter einer aktiven Rolle nachgehen 
und ist in der Bringschuld.

Dr. Halgmann: Vielen Dank für die 
Einblicke zu den Themen rund um Per-
sonalveränderungen in Betrieben. Die 
Möglichkeiten der Betriebsräte haben 
sich mit Einführung des Betriebsräte-
modernisierungsgesetzes erweitert.
 
Da gibt es einige Anknüpfungspunkte, 
die wir beim Talk-am-Fleet am 30. 
September gern gemeinsam vertiefen.

Interview: Dr. Marcel Halgmann 
Hamburg        

BLC Check 
Betriebsratswahl – Fehlerquelle Bestimmung
des Minderheitengeschlechts

Das Betriebsverfassungsgesetz 
schreibt bereits seit rund 20 Jahren 
vor, dass dem Geschlecht, das im Be-
trieb in der Minderheit vertreten ist, 
eine bestimmte Anzahl an Mindest-
sitzen im Betriebsrat zuzuweisen ist. 

Geregelt ist das Ganze in § 15 Abs. 2 
BetrVG und sollte vor allem dazu die-
nen, die mögliche Unterrepräsentanz der 
Frauen im Betriebsrat ausgleichen. So 
gut diese Regelung auch ist, so anfällig 
macht sie die Betriebsratswahl für Fehler 
in der Durchführung:

Wenn die Anzahl der auf das Minder-
heitengeschlecht entfallenden Betriebs-
ratssitze im Wahlausschreiben falsch 
angegeben wird, verstößt dies gegen das 
gesetzlich vorgeschriebene Wahlverfah-
ren und berechtigt somit zur Anfechtung 
der Betriebsratswahl.

Durch eine Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts aus dem Jahr 
2017 (Beschluss vom 10.10.2017, AZ 1 
BvR2019/16) wurde klargestellt, dass das 
allgemeine Persönlichkeitsrecht auch die 
geschlechtliche Identität derer schützt, 
die weder dem männlichen noch dem 
weiblichen Geschlecht zugeordnet sind. 
In der Folge dieser Entscheidung wurde 
das Personenstandsgesetz abgeändert und 
seit dem 01. Januar 2019  besteht nun die 
Möglichkeit, sich als “divers” im Personen-
standsregister eintragen zu lassen. Somit 
bestehen hier nun die drei Möglichkeiten 
“weiblich”, “männlich” und “divers”.

Auch im Zuge der Änderungen durch das 
Betriebsrätemodernisierungsgesetz erfolg-
te jedoch keine Änderung oder Anpassung 
der Vorschriften zur Betriebsratswahl im 
Betriebsverfassungsgesetz. Dort wird nur 
von den zwei Geschlechtern “weiblich” 

und “männlich”  ausgegangen. Fraglich 
ist nun, wie Betriebsräte hiermit umge-
hen sollen - gibt es ein Minderheitenge-
schlecht oder zwei?

Nach § 15 Abs. 2 BetrVG muss das Ge-
schlecht, das in der Belegschaft in der Min-
derheit ist, entsprechend seines zahlenmä-
ßigen Verhältnisses im Betrieb vertreten 
sein. Vor der Änderung des Personen-
standsgesetz war dies immer das eine in der 
Minderheit vertretene Geschlecht. Durch 
das Bestehen von nun drei Geschlechtern 
stellt sich die Frage, ob also ab sofort das 
dritte Geschlecht bei der Bestimmung des 
Minderheitengeschlechts berücksichtigt 
werden muss, falls es im Betrieb vertreten 
ist oder ob die Vorschrift des § 15 Abs. 2 
BetrVG dahingehend auszulegen ist, dass 
es in einem Betrieb auch mehrere Minder-
heitengeschlechter geben kann.

Der Wortlaut der Wahlordnung, welche 
ausdrücklich von den im Betrieb beschäf-
tigten „Frauen und Männer“ spricht (§ 5 
Abs. 1 Satz 3 WO) und der Gesetzesbe-
gründung anlässlich der Neufassung von 
§ 15 Abs. 2 BetrVG im Jahr 2001 sprechen 
dagegen, dass das dritte Geschlecht berück-
sichtigt werden soll. Der Gesetzgeber geht 
hier nur von zwei Geschlechtern (männ-
lich und weiblich) aus.  Sinn und Zweck 
der Vorschrift der Vorschrift ist es zudem, 
die Gleichberechtigung von Männern und 
Frauen im Betrieb zu fördern. Würde »



In der 30. Ausgabe der BLC News las-
sen wir das Arbeitsjahr 2021 Revue 
passieren und ziehen ein Fazit zu den 
„Lessons Learned“ aus der Corona-
Pandemie. Die BLC News geht Ihnen 
in der Weihnachtszeit wie gewohnt zu.

	 Impressum

BLC Betriebsrat Consulting GmbH 
Wandsbeker Zollstraße 15 
22041 Hamburg
Fon: +49 (0) 40/ 39 99 90-0
Fax: +49 (0) 40/ 39 99 90-29
E-Mail: info@bl-con.de
Internet: www.betriebsrat-consulting.de

Geschäftsführer:  
Thomas Willing
Redaktion: 
Dr. Marcel Halgmann
Design/Layout:  
Heiko Reimann 
www.atelier-bergedorf.de

BLC Ausblick 
Eine Vorschau auf  
die BLC-News

Der zweite digitale „Talk-am-Fleet“ 
am 30. September 2021 steht im Zei-
chen der Veränderung. 

Wir freuen uns, die Neuerungen aus 
dem Betriebsrätemodernisierungsge-
setz mit Prof. Dr. Claudia Schubert 
von der Universität Hamburg zu dis-
kutieren. In ihrem Eröffnungsvortrag 

wird die Referentin das Thema „Be-
triebsräte zwischen Herausforderung 
und Überforderung - Vorschläge für 
eine funktionierende Betriebspart-
nerschaft“ vorstellen.  Wir möchten 
die Ideen und Impulse aus dem BLC 
Interview mit Sven Burat und Tom 
Sticher-Wentzel von v. Rundstedt auf-
greifen. Die Teilnehmenden erwartet 

der Vortrag „Herausforderungen und 
Lösungsansätze für Betriebe in der 
disruptiven Arbeitswelt“. Wir freuen 
uns, Sie nach den guten Erfahrungen 
der Frühjahrsveranstaltung wieder zu 
einem spannenden ONLINE „Talk“ 
begrüßen zu können. Informatio-
nen finden Sie auch auf unserer TaF-
Homepage www.talk-am-fleet.de.

BLC Event 
2. Digitaler Talk-am-Fleet

nun ausschließlich das dritte Geschlecht 
als Minderheitengeschlecht berücksich-
tigt, hätte dies aufgrund der geringen An-
zahl an Vertretern des dritten Geschlechts 
in den meisten Fällen erst einmal keinerlei 
Auswirkung auf das Wahlergebnis.

Das am zweitstärksten/-schwächsten 
im Betrieb vertretene Geschlecht würde 
dadurch aber nicht mehr berücksichtigt 
werden. Das Ziel, mit dieser Vorschrift 
die Gleichberechtigung von Männern 
und Frauen im Betrieb zu fördern, würde 
also verfehlt.

Die Zusammensetzung im Betriebsrat 
soll die geschlechtermäßige Zusammen-

setzung der Belegschaft widerspiegeln. 
Auch das wäre nicht mehr der Fall, wenn 
nur noch das dritte Geschlecht als Min-
derheitengeschlecht berücksichtigt würde.

Gegen eine Berücksichtigung von zwei 
Minderheitengeschlechtern spricht außer-
dem der Wortlaut der Vorschrift: Da hier 
das Wort „Geschlecht“ im Singular verwen-
det wird, ist auch nur die Berücksichtigung 
eines Minderheitengeschlechts vorgesehen.

Für den optimalen Minderheitenschutz 
müssten bei der Verteilung der Mindest-
sitze eigentlich beide Minderheitenge-
schlechter berücksichtigt werden. Hierfür 
müsste der Gesetzgeber jedoch die Vor-

schrift abändern, da die jetzige Regelung 
dazu nicht den nötigen Spielraum lässt. In 
der Praxis wird die Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts wahrscheinlich in 
vielen Betrieben keine Auswirkungen auf 
die Betriebsratswahl haben – entweder, 
weil es keine Mitarbeiter gibt, die dem 
dritten Geschlecht angehören oder weil 
dies dem Wahlvorstand nicht bekannt ist. 

Bei Fragen hierzu steht die ALC gern 
beratend oder mit einer Schulung für 
Wahlvorstände bei der Betriebsratswahl 
zur Verfügung.
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